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 – Drucksache 16/1190 –

 Umfang und Kosten des Einsatzes der Bundeswehr zur
 Fußballweltmeisterschaft 2006

 Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

 Nach  Presseberichten  beabsichtigt  der  Bundesminister  der  Verteidigung,
 Dr.  Franz  Josef  Jung,  zur  Absicherung  der  Fußball-WM  erheblich  mehr  Solda-
 ten  bereitzustellen  als  bisher  geplant.  In  Agenturmeldungen  wird  er  mit  den
 Worten  zitiert:  „Ich  bin  mir  mit  Bundesinnenminister  Schäuble  darin  einig,
 dass  die  Bundeswehr  im  Bedarfsfall  bis  zu  7  000  Soldaten  zum  Schutz  unserer
 Bevölkerung und der Gäste der Fußballweltmeisterschaft bereit hält.“

 Die  „Bild  am  Sonntag“  vom  26.  März  2006  beruft  sich  hierbei  auf  ein  vertrau-
 liches  Unterstützungskonzept  des  Bundesministers  für  die  Bereitschaftseinhei-
 ten.  Darin  heiße  es:  „Neben  Naturkatastrophen  und  besonders  schweren
 Unglücksfällen  können  Großschadensereignisse  während  der  WM  nicht
 ausgeschlossen  werden“.  Konkret  stelle  die  Bundeswehr  Sanitätskräfte,  ABC-
 Abwehreinheiten,  Pioniere,  Feldjäger  mit  Sprengstoffspürhunden  und  Hub-
 schrauber  sowie  Flugzeuge  bereit.  Für  blitzschnelle  Hilfe  seien  Luftwaffe  und
 Heeresflieger verpflichtet.

 Insgesamt  liegen  nach  Berichten  der  „Bild  am  Sonntag“  dem  Bundesminister
 der  Verteidigung,  Dr.  Franz  Josef  Jung,  mehr  als  100  Anträge  auf  Bundeswehr-
 hilfe aus Ländern und Gemeinden vor.

 1.  Treffen  die  Meldungen  zu,  dass  die  Anzahl  der  Soldaten  bei  der  Fußball-
 weltmeisterschaft  von  ursprünglich  2  000  auf  nunmehr  7  000  erhöht  werden
 soll?

 Im  Rahmen  der  bisher  den  Ländern  gegen  Kostenerstattung  zugesagten  Techni-
 schen  Amtshilfe  werden  ca.  2  000  Soldaten  eingesetzt.  Darüber  hinaus  wurden
 durch  die  Bundeswehr  weitere  Kräfte  und  Mittel  (Stärke  ca.  5  000  Soldaten)
 identifiziert  und  deren  Bereitschaftsstände  erhöht,  um  bei  Eintritt  eines  Groß-
 schadensereignisses  unmittelbar  reaktionsfähig  zu  sein.  Diese  Einheiten  wür-
 Die  Antwort  wurde  namens  der  Bundesregierung  mit  Schreiben  des  Bundesministeriums  der  Verteidigung  vom  20.  April  2006
 übermittelt.
 Die Drucksache enthält zusätzlich – in kleinerer Schrifttype – den Fragetext.



Drucksache 16/1284 – 2 – Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode
den  –  falls  erforderlich  –  ebenfalls  nur  auf  Anforderung  im  Rahmen  der  Techni-
 schen Amtshilfe und grundsätzlich gegen Kostenerstattung eingesetzt werden.

 2.  Welche  Gründe  waren  für  die  Aufstockung  der  Anzahl  der  Soldaten  aus-
 schlaggebend?

 Über  die  bereits  gebilligte  Technische  Amtshilfe  hinaus  ist  es  Absicht,  verfüg-
 bare  und  im  Zusammenhang  mit  möglichen  Großschadensereignissen  sinnvoll
 nutzbare  Fähigkeiten  der  Bundeswehr  bereitzuhalten,  um  auf  mögliche  Pro-
 bleme  während  der  WM  vorbereitet  zu  sein.  Die  Bundeswehr  unterstützt  dazu
 Bundesbehörden,  Länder  und  Kommunen  bei  der  Durchführung  der  WM  durch
 Vorhalten  von  zusätzlichen  geeigneten  Kräften  und  Mitteln  zur  Bewältigung
 möglicher  Großschadensereignisse  so,  dass  sie  auf  jede  Lage  schnell,  flexibel
 und effektiv unterstützend reagieren kann.

 3.  Welche  konkreten  Anforderungen  der  Länder  liegen  dem  Einsatz  dieser
 Soldaten zugrunde?

 Zur Beantwortung der Frage ist eine Übersicht als Anlage beigefügt.

 4.  Für welche Tätigkeiten sollen diese 7  000 Soldaten eingesetzt werden?

 Diese Soldaten würden im Rahmen der „Technischen Amtshilfe“ eingesetzt.

 5.  Wie  hoch  sind  die  Kosten  für  den  Einsatz  der  7  000  Soldaten  zur  Fußball-
 weltmeisterschaft?

 Für  die  ca.  2  000  Soldaten,  die  bereits  jetzt  aufgrund  der  konkreten  Anforderun-
 gen  von  Bund,  Ländern  und  Gemeinden  ausgeplant  sind,  werden  die  nach  den
 Amtshilfesätzen zu erstattenden Kosten auf ca. 1,4 Mio. Euro geschätzt.

 Für  die  ca.  5  000  Soldaten,  die  für  den  Eintritt  eines  evtl.  Großschadensereig-
 nisses  in  Bereitschaft  stehen  werden,  entstehen  zunächst  keine  nennenswerten
 zusätzlichen  Kosten.  Sollte  ein  solches  Ereignis  eintreten,  werden  die  Kosten
 abhängig  von  der  Anzahl  der  eingesetzten  Soldaten,  vom  Umfang  des  einge-
 setzten  Materials  und  von  der  Zeitdauer  erfasst.  Eine  Kostenschätzung  ist  daher
 zum heutigen Zeitpunkt nicht möglich.

 6.  Wer trägt diese Kosten?

 Die  ermittelten  Kosten  werden  den  anfordernden  Institutionen,  bisher  Bundes-
 behörden,  Länder  und  Gemeinden,  durch  BMVg  nach  den  Regularien  der
 Kostenerstattung in Rechnung gestellt.

 7.  Welche Rechtsgrundlage liegt diesem Einsatz zugrunde?

 Die  Befugnisse  zum  Einsatz  der  Streitkräfte  im  Innern  sind  –  abgesehen  von
 den  Fällen  des  Artikels  87a  Abs.  3  und  4  GG  –  in  Artikel  35  Abs.  2  Satz  2  und
 Abs.  3  GG  geregelt  (Naturkatastrophen  und  besonders  schwere  Unglücksfälle).
 Unterhalb  der  Einsatzschwelle  leisten  die  Streitkräfte  allen  Behörden  des  Bundes
 und  der  Länder  sowie  den  Gemeinden  Technische  Amtshilfe  nach  den  allgemei-
 nen  Grundsätzen  des  Artikels  35  Abs.  1  GG,  da  hierbei  keinerlei  Eingriffs-  und
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Zwangsbefugnisse  wahrgenommen  werden.  Dabei  stellt  die  Bundeswehr  ihre
 Fähigkeiten,  Personal  und  Sachmittel  zur  Unterstützung  der  anderen  Behörden
 subsidiär insbesondere im technisch-logistischen Bereich zur Verfügung.

 8.  Teilt  die  Bundesregierung  die  Einschätzung,  dass  Artikel  35  Abs.  2  und
 Artikel  35  Abs.  3  GG  keine  geeignete  Rechtsgrundlage  für  den  Einsatz  der
 Bundeswehrsoldaten  zur  Weltmeisterschaft  2006  darstellen,  da  diese  die
 unmittelbare  Gefahr  des  Eintritts  eines  Katastrophenfalls  voraussetzen  und
 die  Fußballweltmeisterschaft  nicht  ohne  weiteres  als  drohende  Katastrophe
 im Sinne von Artikel 35 angesehen werden kann?

 Anknüpfungspunkt  der  Planungen  ist  nicht  die  Durchführung  der  Fußballwelt-
 meisterschaft  2006  in  Deutschland,  sondern  möglicherweise  damit  im  Zusam-
 menhang  stehende  Großschadensereignisse.  Artikel  35  Abs.  2  Satz  2  und
 Abs.  3  GG  kommt  als  Grundlage  für  Leistungen  der  zusätzlich  in  Bereitschaft
 stehenden  Streitkräfte  während  der  Fußballweltmeisterschaft  –  wie  auch  sonst  –
 nur  dann  in  Betracht,  wenn  aufgrund  der  Entwicklung  einer  konkreten  Gefah-
 renlage  der  unmittelbar  drohende  Eintritt  eines  besonders  schweren  Unglücks-
 falles  mit  an  Sicherheit  grenzender  Wahrscheinlichkeit  zu  befürchten  bzw.  der
 Unglücksfall  eingetreten  ist.  Für  die  bisher  angeforderten  Unterstützungsleis-
 tungen  ist  hingegen  Artikel  35  Abs.  1  GG  die  Rechtsgrundlage  (vgl.  Antwort
 zu Frage 7).

 9.  Werden  bei  dem  Einsatz  der  Bundeswehr  zur  Weltmeisterschaft  2006  die
 Grundsätze,  die  das  Bundesverfassungsgericht  in  seinem  Urteil  zum  Luft-
 sicherheitsgesetz  am  15.  Februar  2006  formuliert  hat,  berücksichtigt,  ob-
 wohl  der  Bundesminister  der  Verteidigung,  Dr.  Franz  Josef  Jung,  laut  „DER
 TAGESSPIEGEL“  vom  5.  April  2006  eine  etwaige  Abschussentscheidung
 angekündigt hat, die im Gegensatz zu dem genannten Urteil stehen würde.

 Soweit  Großschadenslagen  die  Voraussetzungen  der  Artikel  35  Abs.  2  Satz  2
 und  Abs.  3  GG  erfüllen,  kann  unter  den  dort  festgelegten  Voraussetzungen  ein
 Einsatz  der  Streitkräfte  erfolgen,  bei  dem  auch  hoheitliche  Aufgaben  unter
 Inanspruchnahme  von  Zwangs-  und  Eingriffsbefugnissen  wahrgenommen  wer-
 den  können  wie  z.  B.  Bewachungs-,  Kontroll-  und  Sicherungsaufgaben.  Die
 vorgesehenen  Unterstützungsmaßnahmen  entsprechen  der  geltenden  Rechts-
 lage  und  werden  vom  Urteil  des  BVG  vom  15.  Februar  2006  nicht  betroffen.
 Die  zitierte  Äußerung  des  Bundesministers  der  Verteidigung  steht  nicht  im
 Zusammenhang mit der Fußballweltmeisterschaft 2006.
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Anlage zu Frage 3
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